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TOP 74:

Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Durchführung 
des § 90 Abs. 2 Nr. 9 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch

Drucksache: 50/17

Mit der Verordnung wird Punkt 8 der Entschließung des Bundestages vom 
1. Dezember 2016 (BT-Drucksache 18/10528) umgesetzt. Der Vermögensschon-
betrag in der Sozialhilfe wird erhöht. 

Dieser beträgt seit 1988 in der Regel 2 600 Euro für jeden erwachsenen 
Leistungsbezieher. Die für erwerbstätige Menschen mit Behinderungen vorteil-
haften Regelungen des Bundesteilhabegesetzes zur Einkommens- und Vermögens-
heranziehung in der Eingliederungshilfe, das heißt die Erhöhung des Vermögens-
freibetrages auf rund 50 000 Euro und die vollständige Freistellung des Partner-
vermögens ab dem Jahr 2020, sind für Menschen mit Bezug von existenzsichernden 
Leistungen bedeutungslos. Dies gilt insbesondere für Beschäftigte in Werkstätten 
für behinderte Menschen, die auch zukünftig auf existenzsichernde Leistungen nach 
dem SGB XII angewiesen sein werden. Auch sie sollen das Recht auf eine 
Erhöhung ihres finanziellen Freiraums haben. Daher ist es geboten, neben der 
Anhebung der Einkommens- und Vermögensgrenzen in der Eingliederungshilfe 
auch den Vermögensschonbetrag in der Sozialhilfe anzuheben.

Die nach § 96 Absatz 2 des SGB XII erlassene Verordnung zur Durchführung des 
§ 90 Absatz 2 Nummer 9 des SGB XII wird dergestalt geändert, dass die Höhe der 
kleineren Barbeträge oder sonstiger Geldwerte einheitlich für jede volljährige, 
leistungsberechtigte Person - einschließlich Beziehern von Eingliederungshilfe, 
Hilfe zur Pflege und Blindenhilfe - sowie für jede sonstige Person, deren Ein-
kommen und Vermögen bei der Gewährung von Sozialhilfe zu berücksichtigen ist 
beziehungsweise die zu einer sozialhilferechtlichen Einstandsgemeinschaft gehört, 
auf jeweils 5 000 Euro je Person festgelegt wird. Eine im Verhältnis entsprechende 
Anhebung erfolgt auch für den Betrag für Personen, die unterhalten werden, also 
insbesondere für Kinder von Leistungsberechtigten.



Erläuterung, 954. BR, 10.03.17 - 74 (a) -

Der federführende Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik
empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des 
Grundgesetzes nach Maßgabe zweier Änderungen, die der Vermeidung von 
Missverständnissen im Verordnungsvollzug und der Rechtsklarheit dienen sollen, 
zuzustimmen. Er empfiehlt darüber hinaus eine Entschließung zu fassen, in der der 
Bundesrat die Bundesregierung auffordern soll, die tatsächlichen finanziellen 
Auswirkungen der Änderungsverordnung zu untersuchen.

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung unverändert
zuzustimmen.

Die Empfehlungen im Einzelnen sind aus Drucksache 50/1/17 ersichtlich.
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